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Steinstraße 13, 17489 Greifswald -
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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BvR 1705/15 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

der Frau K…,

gegen a) den Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs

vom 15. Juni 2015 - 5 ZB 14.1919 -,

b) das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts München

vom 26. Juni 2014 - M 17 K 13.808 -

hat die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

die Richter Gaier,

Schluckebier,

Paulus

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473)

am 6. Juli 2016 einstimmig beschlossen:

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenom-
men.

G r ü n d e :

I.

1. Die Beschwerdeführerin benötigte eine Spenderniere und wurde deshalb im
Transplantationszentrum des Klinikums der im Ausgangsverfahren beklagten Univer-
sität (im Folgenden: Beklagte) auf der Warteliste geführt. Nach einem Untersu-
chungs- und Besprechungstermin bei der Beklagten, bei dem auch der Ehemann der
Beschwerdeführerin zugegen war, wandte sich der Ehemann wegen der Umstände
des Gesprächs an die Beklagte, von der er jedoch keine aus seiner Sicht zufrieden-
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stellende Antwort erhielt. Schließlich schickte er dem chirurgischen Leiter für Nieren-
transplantationen eine E-Mail, die mit dem Satz schloss: „Ich nehme an, dass ich
mich mit der Beantwortung meiner Fragen nicht an die Klinikleitung bzw. die KV oder
Ähnliches wenden muss.“ Daraufhin erklärte der chirurgische Leiter mit an den Ehe-
mann gerichtetem Schreiben vom 8. August 2012, eine vertrauensvolle Behandlung
der Beschwerdeführerin sei bei der Beklagten nicht mehr möglich. Aus diesem Grun-
de werde die Beschwerdeführerin ab sofort bei Eurotransplant als „nicht transplan-
tabel“ gemeldet. Mitte Dezember 2012 war die Beschwerdeführerin aus gesundheit-
lichen Gründen vorübergehend nicht transplantationsfähig. Am 18. Dezember 2013
erhielt sie schließlich durch ein anderes Transplantationszentrum eine neue Niere.

Am 5. März 2013 hatte die Beschwerdeführerin Klage auf Feststellung erhoben,
dass die Meldung als „nicht transplantabel“ rechtswidrig gewesen sei. Das Verwal-
tungsgericht wies die Klage als unzulässig ab. Die Meldung als „nicht transplantabel“
sei ein Verwaltungsakt, der sich bereits vor Klagerhebung erledigt habe. Die Be-
schwerdeführerin verfüge nicht über das erforderliche Interesse an der begehrten
nachträglichen Feststellung der Rechtswidrigkeit.

Ein hiergegen gerichteter Antrag auf Zulassung der Berufung hatte keinen Erfolg.

2. Die Beschwerdeführerin rügt eine Verletzung ihrer Grundrechte aus Art. 19
Abs. 4 Satz 1 sowie aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG.

II.

Die Verfassungsbeschwerde ist nicht zur Entscheidung anzunehmen. Ihr kommt
weder grundsätzliche Bedeutung zu, noch ist ihre Annahme zur Durchsetzung der
Rechte der Beschwerdeführerin angezeigt (§ 93a Abs. 2 BVerfGG).

1. Hinsichtlich der Rüge einer Verletzung des Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1
GG genügt das Beschwerdevorbringen schon nicht den Begründungsanforderungen
aus §§ 92, 23 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 BVerfGG. Die Ausführungen der Beschwer-
deführerin erschöpfen sich darin, auf den hohen Stellenwert des Grundrechts auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit hinzuweisen, was für sich genommen, zur Darle-
gung einer Grundrechtsverletzung unzureichend ist (für den Anspruch auf
Krankenversorgung gegenüber einer Krankenkasse in Fällen einer lebensbedrohli-
chen oder regelmäßig tödlichen Erkrankung vgl. BVerfGE 115, 25 <44 f.>; BVerfG,
Beschluss des Ersten Senats vom 10. November 2015 - 1 BvR 2056/12 -, NJW 2016,
S. 1505 <1506>, Rn. 12).

2. Soweit die Beschwerdeführerin im Übrigen eine Verletzung ihres Grundrechts
aus Art. 19 Abs. 4 GG geltend macht, hat die Verfassungsbeschwerde jedenfalls in
der Sache keine Aussicht auf Erfolg.

a) Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG enthält ein Grundrecht auf wirksamen und möglichst lü-
ckenlosen richterlichen Rechtsschutz gegen Akte der öffentlichen Gewalt (vgl.
BVerfGE 67, 43 <58>; 96, 27 <39>; 107, 395 <401 ff.>). Die in dieser Norm verbürgte
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Effektivität des Rechtsschutzes wird in erster Linie von den Prozessordnungen ge-
währleistet. Sie treffen Vorkehrungen dafür, dass der Einzelne seine Rechte auch
tatsächlich wirksam durchsetzen kann und die Folgen staatlicher Eingriffe im Regel-
fall nicht ohne die Möglichkeit fachgerichtlicher Prüfung zu tragen hat (vgl. BVerfGE
96, 27 <39>).

Die Zulässigkeit eines Rechtsschutzbegehrens ist allerdings vom Vorliegen eines
schutzwürdigen Interesses bei der Verfolgung eines subjektiven Rechts abhängig.
Damit der Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG nicht unzumutbar beschränkt
wird, dürfen aber an ein solches Rechtsschutzbedürfnis keine aus Sachgründen nicht
mehr zu rechtfertigenden Anforderungen gestellt werden (vgl. BVerfGE 78, 88 <99>;
110, 77 <85>; stRspr).

Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG garantiert den Rechtsweg nicht nur bei aktuell anhalten-
den, sondern grundsätzlich auch bei Rechtsverletzungen, die in der Vergangenheit
erfolgt sind, allerdings unter dem Vorbehalt eines darauf bezogenen Rechtsschutz-
bedürfnisses (vgl. BVerfGE 104, 220 <232 f.>). Mit dem Gebot effektiven Rechts-
schutzes ist es grundsätzlich vereinbar, wenn die Fachgerichte ein Rechtsschutzin-
teresse nur so lange als gegeben ansehen, wie ein gerichtliches Verfahren dazu
dienen kann, eine gegenwärtige Beschwer auszuräumen, einer Wiederholungsge-
fahr zu begegnen oder eine fortwirkende Beeinträchtigung durch einen an sich been-
deten Eingriff zu beseitigen (BVerfGE 110, 77 <85>; vgl. BVerfGE 96, 27 <39 f.>;
104, 220 <232 f.>).

Das Grundrecht auf effektiven Rechtsschutz gebietet darüber hinaus, die Möglich-
keit einer gerichtlichen Klärung in Fällen gewichtiger, allerdings in tatsächlicher Hin-
sicht überholter Grundrechtseingriffe zu eröffnen, wenn die direkte Belastung durch
den angegriffenen Hoheitsakt sich nach dem typischen Verfahrensablauf auf eine
Zeitspanne beschränkt, in welcher der Betroffene eine gerichtliche Entscheidung
kaum erlangen kann (BVerfGE 110, 77 <86>; vgl. BVerfGE 81, 138 <140 f.>; 96, 27
<40>; 104, 220 <233 f.>; stRspr).

b) Demnach sind die angegriffenen Entscheidungen verfassungsrechtlich nicht zu
beanstanden. Es begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, dass die Fach-
gerichte die Klage der Beschwerdeführerin mit der Begründung abgewiesen haben,
es mangele an einem Fortsetzungsfeststellungsinteresse.

Dabei kann offenbleiben, ob es sich bei der Meldung als „nicht transplantabel“ durch
den chirurgischen Leiter für Nierentransplantationen am Transplantationszentrum
der Beklagten um eine hoheitliche Maßnahme, insbesondere - wie von den Fachge-
richten und auch der Beschwerdeführerin selbst angenommen - um einen wirksa-
men, also der Beschwerdeführerin bekanntgegebenen Verwaltungsakt handelte.
Auch bei Annahme eines staatlichen Eingriffs, der angesichts des betroffenen Grund-
rechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) als ge-
wichtig anzusehen sein dürfte (vgl. hierzu BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des
Ersten Senats vom 11. August 1999 - 1 BvR 2181/98 u.a. -, NJW 1999, S. 3399
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<3401>; vgl. auch BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 28. Ja-
nuar 2013 - 1 BvR 274/12 -, NJW 2013, S. 1727), ist Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG vor-
liegend nicht verletzt. Entgegen der Auffassung der Beschwerdeführerin gebietet das
Grundrecht auf effektiven Rechtsschutz hier nicht eine gerichtliche Prüfung der an-
gegriffenen Maßnahme trotz Fortfalls des ursprünglichen Rechtsschutzziels.

Mit ihrer Verfassungsbeschwerde wendet sich die Beschwerdeführerin allein dage-
gen, dass die Fachgerichte in ihrem Fall ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse we-
gen eines tiefgreifenden Grundrechtseingriffs verneint haben; sie hätten die Anforde-
rungen an das Vorliegen eines Fortsetzungsfeststellungsinteresses deutlich
überspannt. Die angewandten Maßstäbe stimmen jedoch mit der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts überein (vgl. BVerfGE 104, 220 <232 f.>; 110, 77
<86>; hierauf bezugnehmend auch BVerwGE 146, 303 <311 f. Rn. 32>). Jedenfalls
der vorliegende Fall gibt keinen Anlass für eine abweichende Beurteilung. Es ist nicht
erkennbar, dass gegen die angegriffene Maßnahme im hierfür verfügbaren Zeitraum
kein wirksamer Rechtsschutz zu erlangen war. Insbesondere liegt kein Fall eines Ho-
heitsaktes vor, der sich nach dem typischen Verfahrensablauf auf eine Zeitspanne
beschränkt, in welcher die Beschwerdeführerin als Betroffene eine gerichtliche Ent-
scheidung kaum erlangen konnte.

Soweit die Beschwerdeführerin geltend macht, die Meldung als „nicht transplanta-
bel“ habe sich deshalb kurzfristig erledigt, weil ab diesem Zeitpunkt mit jeder der täg-
lich mehrfach getroffenen Nierenzuteilungsentscheidungen ihre Zuteilungschancen
endgültig vereitelt worden seien, greift dieser Einwand zu kurz. Entscheidend ist hier,
dass die mit der Meldung als „nicht transplantabel“ verbundene Belastung der Be-
schwerdeführerin auf eine Dauer angelegt war, die sich nach dem typischen Verfah-
rensverlauf nicht auf eine Zeitspanne beschränkte, in welcher eine gerichtliche Ent-
scheidung für die Beschwerdeführerin praktisch nicht zu erlangen war. Die
vorgenommene Meldung war nicht etwa auf eine - möglicherweise kurzfristig sich
wieder ändernde - Verschlechterung des Gesundheitszustands der Beschwerdefüh-
rerin gestützt, sondern darauf, dass eine vertrauensvolle Behandlung am Transplan-
tationszentrum der Beklagten nicht mehr möglich sei. Jedenfalls in einem solchen
Fall besteht die Meldung als „nicht transplantabel“ typischerweise fort, so dass der
Betroffene die Maßnahme gerichtlich überprüfen lassen kann.

Allerdings werden einem Betroffenen in der Zeit, in der er als „nicht transplantabel“
gemeldet ist, in der Regel Chancen auf Zuteilung eines Organs entgehen. Dies lässt
die gegenwärtige, sich gleichsam täglich neu aktualisierende Wirksamkeit der Mel-
dung als „nicht transplantabel“ und damit auch ihre Überprüfbarkeit in einem gerichtli-
chen Verfahren indes unberührt. Hinsichtlich der Gewährleistung des Art. 19 Abs. 4
Satz 1 GG kommt es entscheidend darauf an, ob im Hauptsacheverfahren das ur-
sprüngliche Rechtsschutzziel - hier: die Meldung als „transplantabel“ - noch erreicht
werden kann, oder ob sich letzteres typischerweise so kurzfristig erledigt, dass eine
gerichtliche Entscheidung in der von der Prozessordnung gegebenen Instanz kaum
zu erlangen ist (vgl. BVerfGE 104, 220 <232 f.>). In einem Fall wie dem vorliegenden
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ist bei Klagerhebung gegen die Meldung als „nicht transplantabel“ trotz zwischenzeit-
lich erfolgter Organzuteilungen eine Statusänderung weiterhin möglich. Dass dieser
Rechtsschutz regelmäßig nur auf die Zukunft gerichtet sein kann, liegt in der Natur
der Sache. Ein besonderes Interesse an der Überprüfung der angegriffenen Maß-
nahme auch für die Vergangenheit folgt allein hieraus aber nicht.

Der Gefahr, dass eine Entscheidung in der Hauptsache aus gesundheitlichen Grün-
den für den Betroffenen zu spät käme, lässt sich mit dem Instrument des einstweili-
gen Rechtsschutzes begegnen. Auch dies ist Ausdruck der in Art. 19 Abs. 4 Satz 1
GG gewährleisteten Garantie effektiven Rechtsschutzes. In der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts ist hinreichend geklärt, welche Anforderungen sich aus
Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG für den vorläufigen Rechtsschutz ergeben. Danach sind die
Gerichte in solchen Verfahren gehalten, bei Auslegung und Anwendung der gesetzli-
chen Regelungen - wie etwa § 123 VwGO - der besonderen Bedeutung der betroffe-
nen Grundrechte und den Erfordernissen eines effektiven Rechtsschutzes Rechnung
zu tragen. Der in Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG verankerte Anspruch des Bürgers auf eine
tatsächliche und rechtlich wirksame Kontrolle verpflichtet die Gerichte, bei ihrer Ent-
scheidungsfindung diejenigen Folgen zu erwägen, die mit der Versagung vorläufigen
Rechtsschutzes für den Bürger verbunden sind. Je schwerer die sich daraus erge-
benden Belastungen wiegen, je geringer die Wahrscheinlichkeit ist, dass sie im Falle
des Obsiegens in der Hauptsache rückgängig gemacht werden können, umso weni-
ger darf das Interesse an einer vorläufigen Regelung oder Sicherung der geltend ge-
machten Rechtsposition zurückgestellt werden (vgl. BVerfGE 79, 69 <74>; 94, 166
<216>). Für den hier betroffenen Bereich der Zuteilung von Organen kann die Pflicht
des Staates, sich schützend und fördernd vor die Rechtsgüter des Art. 2 Abs. 2
Satz 1 GG zu stellen (vgl. BVerfGE 115, 25 <44 f.>), es gebieten, einem an einer le-
bensbedrohlichen oder regelmäßig tödlichen Erkrankung leidenden Betroffenen
einstweiligen Rechtsschutz zu gewähren, auch wenn hiermit gegebenenfalls eine
Vorwegnahme der Hauptsache verbunden ist. Im Falle der Beschwerdeführerin hätte
dies bedeuten können, dass ihr Status auf der Warteliste vorläufig von „nicht trans-
plantabel“ in „transplantabel“ hätte geändert werden müssen.

Soweit die Beschwerdeführerin geltend macht, es sei völlig unklar, vor welchem Ge-
richt um - gegebenenfalls auch einstweiligen - Rechtsschutz nachzusuchen sei, ist
die Rechtslage nicht abschließend geklärt (vgl. hierzu etwa Gutmann, in: Schroth/Kö-
nig/Gutmann/Oduncu, TPG, 1. Auflage 2005, § 10 Rn. 14; Lang, in: Höfling, TPG, 2.
Aufl. 2013, Einführung, S. 85 ff.; Clement, Der Rechtsschutz der potentiellen Organ-
empfänger nach dem Transplantationsgesetz, 2007, S. 165 f.; LG Essen, Urteil vom
21. November 2007 - 1 O 312/07 -, juris, Rn. 17). Das Bundesverfassungsgericht hat
aber bereits entschieden, dass es dem Gebot einer Gewährleistung wirkungsvollen
Rechtsschutzes, wie Art. 19 Abs. 4 GG und das Rechtsstaatsprinzip sie enthalten,
zuwiderläuft, solche Schwierigkeiten auf dem Rücken des Rechtsuchenden auszu-
tragen (vgl. BVerfGE 57, 9 <21 f.>). Diesen Schwierigkeiten ist indes von Verfas-
sungs wegen dadurch Rechnung getragen, dass der Rechtsweg durch verbindliche
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Verweisung an das zuständige Gericht einer Klärung zugeführt wird (vgl. insbeson-
dere § 17a GVG). Die Fachgerichte müssen in dringenden Fällen binnen kürzester
Zeit Eilrechtsschutz gewähren und diesen auch bei unklarer Rechtsweglage durch
Verweisung sicherstellen (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats
vom 18. August 2014 - 1 BvR 2271/14 -, juris, Rn. 5). Warum dies hier nicht möglich
gewesen sein sollte, ist nicht ersichtlich.

Von einer weiteren Begründung wird nach § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abgese-
hen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Gaier Schluckebier Paulus
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